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Forint) und in den durch das Gesetz bestimmten Ausnahme­
fällen der Arrest (im Nocrmalfall bis zu 30 Tagen). Im Jahre 
1979 wurden z. B. in der UVR bei den örtlichen Räten 87 283 
Ordnungswidrigkeitsverfahren (= 62,5 Prozent aller Verfah­
ren) mit der Verhängung einer Geldbuße abgeschlossen. Im 
Durchschnitt betrug die Höhe der Geldbuße je Verfahren 
891 Forint. Für 1 328 Personen wurde die Geldbuße wegen 
Nichtzahlung in Arrest umgewandelt.1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Das OWG der DDR kennt den Arrest als Ordnungsstraf- 
maßnahme nicht. Für einige im OWG der DDR enthaltene 
Maßnahmen wie den Entzug oder die Beschränkung von Ge­
nehmigungen, die Eintragung über die Verletzung ordnungs­
rechtlicher Pflichten, die Aufforderung an den verpflichteten 
Bürger, den verletzten Rechtszustand wiederherzustellen, die 
Durchführung von Maßnahmen auf seine Kosten (Ersatzvor­
nahme) oder die Heranziehung zur gemeinnützigen Arbeit in 
der Freizeit, gibt es im OWG der UVR keine vergleichbaren 
ordnungsrechtlichen Sanktionen.

Arrest als Strafe ist im OWG der UVR angedroht u. a. bei 
Rowdytum, Schlägerei sowie bei Verletzung der Vorschriften 
über Aufenthaltsverbot und polizeiliche Aufsicht. Zur Fest­
setzung der Arreststrafe sind nur die Ordnungswidrigkeits­
behörden der Polizei ermächtigt

Ebenso wie die Verwarnung mit Ordnungsgeld nach dem 
OWG der DDR wird die sog. Ereignisortgeldbuße nach dem 
OWG der UVR in einem vereinfachten Verfahren erhoben. Sie 
stellt einen relativ geringeren materiellen Nachteil als die 
Ordnungsstrafe bzw. Geldbuße dar. Allerdings gibt es in bei­
den Ländern für die Anwendung des vereinfachten Verfah­
rens unterschiedliche Voraussetzungen. Während § 5 Abs. 3 
OWG der DDR eine Verwarnung mit Ordnungsgeld ausdrück­
lich nur bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten vorsieht, 
kann nach § 83 OWG der UVR die Ereignisortgeldbuße (in der 
Regel zwischen 50 und 200 Forint) auch bei schwereren Ord­
nungswidrigkeiten immer dann ausgesprochen werden, wenn 
der Sachverhalt bereits am Ereignisort zu klären ist und die 
vereinfachte Durchführung des Verfahrens im Interesse des 
Ordnungsstrafbefugten Organs und des Rechtsverletzers liegt. 
Willigt der Rechtsverletzter nicht in die Durchführung des 
vereinfachten Verfahrens ein, wird ein Ordnungsstrafverfah­
ren eingeledtet.

> Ordnungsstrafverfahren

Das ungarische Ordnungswidrigkeitsverfahren hat aus seiner 
historischen Entwicklung heraus im wesentlichen die Form 
des Übertretungsstrafverfahrens, wie es von den Organen der 
staatlichen" Verwaltung bis zur Auflösung des Instituts der 
Übertretung angewandt wurde, beibehalten und weiterent­
wickelt. Daraus erklärt sich — im Unterschied zum Ordnungs­
strafverfahren der DDR — die Existenz solcher Institute wie 
der Anzeige, der Ereignisortbegutachtung, der Räumlichkeits­
kontrolle, der Leibesvisitation, des Gewahrsams, der Beschlag­
nahme, der Ladung bzw. Vorführung von Rechtsverletzern 
und Zeugen, der Beweisführung, der Verhandlung und der 
Verteidigung.

Das Ordnungsstrafverfahren in der UVR wird vorwiegend 
durch eine Anzeige eingeleitet. Bei einzelnen Tatbeständen 
haben das Recht auf Anzeigeerstattung nur bestimmte Organe 
bzw. Personen (z. B. bei Beleidigung einer Behörde oder einer 
Amtsperson nur der Leiter dieser Behörde bzw. der Vorge­
setzte der beleidigten Amtsperson oder bei Antragsdelikten 
der Geschädigte bzw. der Angehörige).

Das vom OWG der UVR vargeschriebene Verfahren ent­
hält eine Reihe von prozessualen Garantien für die genaue 
Feststellung der Person des Rechtsverletzers und ihrer 
Schuld. So ist die Pflicht der Polizeidienststellen geregelt, den 
Ordnungswidrigkeitsbehörden der örtlichen Räte bei der Be­
weisführung in bestimmten schwerwiegenden Ordnungs­
widrigkeiten zu helfen. Ist die Polizei das für he Durchfüh­
rung von Ordnungswidrigkeitsverfahren zuständige Organ, 
hat sie gesetzlich zugesicherte eigene Möglichkeiten, die 
Rechtsverletzungen gründlich zu untersuchen, so u. a. den Ge­
wahrsam, die Beschlagnahme oder die Vorführung.

In beiden Ländern sind die Fristen für die Durchführung 
der Verfahren und die Bestimmungen über die Verjährung 
annähernd gleich.

Die Entscheidung über die Ordnungswidrigkeit wird in der 
UVR hauptsächlich im Rahmen einer Verhandlung getroffen, 
in der alle beteiligten Seiten gehört werden und in der auch 
Beweisanträge gestellt werden können. Der Rechtsverletzer 
und der Geschädigte können sich hier auch durch einen 
Rechtsanwalt vertreten lassen. Bei den Räten, der Gemeinden 
werden diese Verhandlungen von drei Mitgliedern der im 
Territorium für eine Legislaturperiode ernannten Ordnungs-
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widrigkeitskommissionen geleitet. Die Kommission faßt ihre 
Beschlüsse mit Stimmenmehrheit

Interessante Unterschiede sind auch in den Rechtsmittel­
regelungen zu verzeichnen: Das übergeordnete Organ ent­
scheidet in der DDR nur dann über eine Beschwerde gegen 
eine ausgesprochene Ordnungsstrafmaßnahme, wenn ihr nicht 
das Organ aibhilft, das die Ordnungsstrafmaßnahme erlassen 
hat In der UVR dagegen entscheidet die zweitinstanzliche 
Ordnungswidrigkeitsbehörde (das übergeordnete Organ) über 
alle Beschlüsse der erstinstanzlichen Ordnungswidrigkeitsbe- 
hörde, gegen die Rechtsmittel eingelegt werden. Dabei kann 
sie den Ordnungswidrigkeitsbeschluß aufrechterhalten, än­
dern, außer Kraft setzen, das Verfahren einstellen oder ein 
neues Verfahren anordnen.
1 Vgl. Kommentar zum Ordnungswidrigkeitsrecht, Berlin 1969, S. 14 ft.
2 Das ungarische Wort „szabälysertCs“ ist eigentlich mit „Regelver­

letzung“ zu übersetzen, entspricht aber in diesem Zusammenhang 
dem deutschen Wort „Ordnungswidrigkeit“.

3 Dieser Begriff ist nicht mit dem Begriff „gesellschaftsgefährlich“ 
i. S. des § 1 Abs. 3 StGB der DDR identisch. Das ungarische Recht 
kennt auch den Begriff „gesellschaftswidrig“, verwendet ihn aber 
nicht zur Abgrenzung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten; 
hier geht es allein um Abstufungen in der Gesellschaftsgefährlich­
keit.

4 So z. B. die im ungarischen Recht enthaltenen Tatbestände der 
Eigentumsordnungswidrigkeiten, der Hehlerei, der Schlägerei oder 
der gefährlichen Bedrohung.

5 Vgl. dazu auch T. Horväth, „Ein neues Strafgesetzbuch in der 
. Ungarischen Volksrepublik“, NJ 1980, Heft 2, S. 74.

6 Magyar Közlöny 1968, Nr. 31, S. 327.
7 Magyar Közlöny 1974, Nr. 101, S. 1094.
8 Magyar Közlöny 1979, Nr. 26, S. 327.
9 Vgl. „Begründung des Entwurfs des StGB“, Magyar Közlöny 1978, 

Nr. 92, S. 1097.
10 Ausnahmen davon bilden die in der StVO und im BrandsChutz- 

gesetz der DDR definierten Ordnungswidrigkeiten, deren schuld­
hafte Begehung die Position des Rechtsverletzers zu den Folgen 
seiner Handlung einschließt.

Zur ordnungsrechtlichen Verantwortlichkeit vgl. W. Surkau in 
NJ 1982, Heft 8, S. 372.

11 Vgl. Kommentar der Rechtsvorschriften über die Ordnungswidrig­
keiten, Budapest 1976, S. 38 (ungarisch).

12 Vgl. Magyar Közlöny 1979, Nr. 6, S. 327.
13 Vgl. J. MCszäros, Uber Erfahrungen bei der Erledigung von Ord­

nungswidrigkeitsangelegenheiten“, Allam äs igazgatäs 1980, Nr. 9, 
S. 841 ff.


